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Einleitung  
 
 

Der vorliegende Bericht ist Teil des Projektes "Manarah" („Verbraucherlotse für arabische 

Flüchtlinge“). Es dient der Aufklärung von Geflüchteten als Verbraucher. Beauftragt wurde es 

von der Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz. Projektpartner sind das 

Evangelische Jugend und Fürsorgewerk (EJF) und das Deutsch-Arabische Zentrum. 

Das Projekt gliedert sich in zwei Phasen. Zunächst wurden mehr als 400 Geflüchtete und 

Fachleute verschiedener Anlaufstellen zu ihren Erfahrungen interviewt.   

In der zweiten Phase sollen Maßnahmen entwickelt werden, wie etwa die Ausbildung von 

muttersprachlichen Multiplikatoren, die die Geflüchteten im Hinblick auf ihre 

Verbraucherrechte aufklären und gegebenenfalls spezielle Beratungsangebote vermitteln.  

 

Geflüchtete in Berlin haben in den vergangenen Monaten oft unnötige, für sie nachteilige 

oder überteuerte Verträge unterschrieben oder sind Opfer von Betrügern geworden. Das 

betrifft vor allem Felder wie Wohnungsvermittlung, Handy- und Internetverträge, angebliche 

Gewinnspiele oder Versicherungen.  

Die Folgen sind häufig weitreichend: Betroffene haben mehrere tausend Euro verloren, sich 

verschuldet oder schon negative Schufa-Einträge. In einzelnen Fällen wurden Flüchtlinge 

auch für Straftaten angeworben - etwa als Finanzagenten, also zur Geldwäsche. All das 

behindert die Integration massiv.  

Dass Flüchtlinge besonders anfällig dafür sind, unseriösen Geschäftemachern in die Fänge 

zu geraten, hat im Wesentlichen zwei Gründe:  

Mangelnde Deutschkenntnisse und mangelnde Kenntnisse darüber, wie unser Gemeinwesen 

organisiert ist: Wer nicht versteht, was er unterschreibt, wird leichter übervorteilt. Und wer z.B. 

nicht weiß, dass in Deutschland Schmiergeldzahlungen verboten sind, findet meist nichts 

dabei, angeblichen Vermittlern Geld für eine bessere Wartenummer, eine bevorzugte 

Behandlung oder eine schnellere Wohnungsvermittlung zu zahlen.  

Dazu kommen Hemmungen sich an staatliche Institutionen zu wenden. Stattdessen vertrauen 

sie lieber Menschen aus dem eigenen Sprach- und Kulturkreis. Diesen Vertrauensvorschuss 

für Menschen aus der eigenen Community nutzen Geschäftemacher und  Betrüger dann aus.  

Der sog. "Affinity Fraud" wurde bereits in mehren Studien untersucht: Die Opfer verlassen 

sich eher auf Produkte und Angebote von Menschen aus der Community. Die persönliche 

Beziehung steht häufig über der Überprüfung von Konditionen und Qualität des 

Vertragsprozesses.  
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2. Datenerhebung  
 
 

Zum Sammeln und Strukturieren von Informationen wurden quantitative und qualitative Daten 

erhoben. 337 Geflüchtete aus Unterkünften in ganz Berlin wurden im Rahmen von 

Gruppengesprächen befragt. Des Weiteren wurden vertiefende Einzelinterviews mit 25 

Fachleuten, die haupt-, neben- oder ehrenamtlich mit Geflüchteten arbeiten sowie mit mehr 

als 100 Flüchtlingen geführt. Gefragt wurde gezielt nach Erfahrungen mit 

verbraucherschutzrelevanten Themen. Die Gespräche fanden zwischen März und Juni 2016 

statt. Die Interviewpartner aus dem Bereich der Fachleute waren u.a. Mitarbeiter in 

Notunterkünften, Vertreter von Behörden, sozialen Trägern, Hilfsinitiativen aber auch 

Deutschlehrer und Leiter von Familien-, Beratungs- und Nachbarschaftszentren, Dolmetscher. 

 
 
 
3. Beispiele 

 

Probleme mit der Handyrechnung  

Sehr viele Befragte haben das Problem überhöhter Handyrechnungen genannt. Im Detail 

wurde etwa genannt, dass die Handyrechnung trotz angeblicher Flatrate erheblich variiere 

und bis zu 600 Euro betrage.  

Die mündliche Beratung erfolgt demnach sehr oft auf Arabisch, die zu unterschreibenden und 

verbindlichen Formulare sind in der Regel aber auf Deutsch. In mehreren Fällen wurden die 

potentiellen neuen Kunden mit Handys für einen Euro gelockt, wenn man kurz ein Formular 

unterschreibe. Den Betroffenen war nicht klar, dass sie damit einen Zwei-Jahres-Vertrag 

abgeschlossen hatten.  

Andere erhielten von Mobilfunkanbietern Rechnungen für Verträge, die sie wissentlich nicht 

unterschrieben hätten. Teilweise sind diese Verträge vermutlich mündlich abgeschlossen 

worden.  

Außerdem arbeiten Anbieter mit Zusatzpackages, die automatisch aktiviert werden, wenn das 

Internetvolumen aufgebraucht ist. „Services“ wie  die sogenannte Datenautomatik müssen 

über die Kundenbetreuung meist zu Vertragsbeginn telefonisch oder online komplett 

deaktiviert werden, sonst kann es zu erheblichen Zusatzkosten kommen. Auch das sei den 

Betroffenen nicht klar gewesen.  
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Insgesamt habe es bei vielen beschriebenen Vorfällen Unklarheit über die Produkte, 

Laufzeiten, Diensten und somit auch Rechnungen des Vertrages gegeben. Außerdem 

beschreiben einige Befragte, dass sie unwissentlich Verträge über zwei Handys oder SIM-

Karten abgeschlossen hätten. Zwei Befragte berichten davon, dass ihnen nicht 

funktionierende Ausstellungshandys (ohne SIM- Kartenanschluss) von zwei Damen auf der 

Straße verkauft wurden, natürlich ohne Rechnung. 
 

 
 
 
Betrug auf dem Wohnungsmarkt 

 

Geflüchtete berichten, sie hätten bis zu 6000 Euro an angebliche Wohnungsvermittler 

gezahlt, ohne dass diese Personen etwas vermittelt hätten. Sie seien gezielt vor Behörden 

angesprochen worden, die Vermittler hätten versprochen, mit der Zahlung würden sie 

schneller  an eine Wohnung kommen.  

Eine Taktik sei auch, sich als „Beratungsbüro“ auszugeben und so die eigentlichen 

kommerziellen Interessen zu verschleiern. Betroffene berichten von mehreren Fällen, in 

denen sich Vermittler als Beauftragte von Wohnungsbaugesellschaften ausgeben und dann 

hohe Vermittlungsgebühren oder auch überhöhte Provisionen von mehr als drei Kaltmieten 

verlangen.  

Ein Betroffener erzählt, er habe dem Makler schon allein für die Besichtigung einer Wohnung 

1000 Euro zahlen müssen, danach noch insgesamt 2600 Euro für die angebliche 

Vermittlung. Danach habe er nie wieder etwas von dem Mann gehört.  

In einem Fall war das Evangelische Jugend- und Fürsorgewerk selbst betroffen: Falsche 

Wohnungsvermittler hatten Vordrucke des Trägers entwendet, kopiert und mit falschen 

Angaben ergänzt, so dass Flüchtlinge des Eindruck haben mussten, die Täter handelten im 

offiziellen Auftrag des EJF. Auf diese Weise kassierten die falschen Vermittler mehr als  

10.000 Euro von mehreren Familien. Das EJF hat die Polizei eingeschaltet.  

Mittlerweile gibt es aber auch Berichte, dass unseriöse Makler Geflüchtete als Vermittler 

rekrutieren.   
 

 
 
Unseriöse Gewinnspiele und Downloads aus dem Internet 
 

Mehrere Geflüchtete bekamen Rechnungen für Zeitungs-Abonnements von einem großen 

deutschen Verlagshaus. Zustande gekommen sei die Rechnung wahrscheinlich durch ein  
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Gewinnspiel für Handys, in dem Geflüchtete ihre Kontaktdaten eingetragen haben. Das 

Verlagshaus hat die Abonnements im Nachhinein gekündigt und erklärt, nichts mit  der  

Aktion  zu  tun  zu  haben. Wer  die  Drittanbieter  sind,  die  die  Daten  der Geflüchteten 

sammeln und dem Verlag weiterleiten, ist nicht geklärt. Ähnliche Fälle mit unerwünschten 

Zeitungsabonnements werden von mehreren Geflüchteten beschrieben. 
 

Eine Interviewpartnerin berichtet von telefonischen Betrügereien bei Gewinnspielen (auf 

Deutsch oder Englisch). Das Vorgehen war in allen Fällen gleich: Die Angerufenen sollten 

drei sehr simple Fragen beantworten. Taten sie dies, wurde ein Gewinn in Aussicht gestellt. 

Um die Summe überweisen zu können, sollten die späteren Opfer ihre Kontodaten angeben, 

um sich den Gewinn auszahlen zu lassen. Statt des Gewinns wurden jedoch per 

Lastschriftverfahren Geld abgehoben und Abonnementverträge zugeschickt.  

 

Weitere Probleme und unerwartete Rechnungen gäbe es beim Download von 

lizenzerforderlicher Software. Die Betroffenen hätten nach eigenen Aussagen beim 

Download-Vorgang keinen Hinweis auf Gebührenpflicht erhalten. Außerdem berichten 

mehrere Geflüchtete, dass sie Rechnungen für Applikationen, die das Video-Streaming 

ermöglichen, bekommen würden, ohne einen Hinweis auf die Kostenpflicht wahrzunehmen.  

 
 
 
Unseriöse Services für die Übersetzung von Dokumenten und für die 

Begleitung bei Behördengängen 
 

Sehr viele Geflüchtete berichten, dass arabischsprechende Personen sich gegen Geld als 

Dolmetscher anbieten oder Dienstleistungen wie Wegbeschreibungen zu Behörden etc. 

anbieten. In einigen Fällen seien die Übersetzungen sehr schlecht oder ganz falsch 

gewesen, sodass das zu Problemen mit Behörden und Heimpersonal geführt habe. 

Selbsternannte Dolmetscher und Übersetzerinnen verlangen trotzdem häufig horrende 

Gebühren für die Übersetzung von Verträgen oder Dokumenten. Sehr häufig berichten 

Betroffene auch davon, dass selbsternannte Berater ihnen bei einem Problem z. B. pauschal 

empfehlen zum Verwaltungsgericht Berlin zu gehen. Für den Ratschlag und die 

Wegbegleitung zur Rechtsantragsstelle würde dann pro Familie häufig ca. 300€ verlangt, in 

manchen Fällen hätte sich das Gericht direkt auf der gegenüberliegenden Straßenseite 

befunden. Oft würden die Servicekontakte so ablaufen, dass Vertrauen aufgebaut würde, 

indem es die erste Hilfestellung umsonst gebe. Danach werde immer mehr Geld verlangt.  
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Einige Geflüchtete fielen auf kriminelle Vermittler herein, die ihnen Hilfe beim Verschleiern 

der Herkunft anboten, um etwa als angebliche Syrer schneller eine ihre Anträge bei den 

Behörden genehmigt zu bekommen. Kontakte würden durch Ansprechen auf der Straße, in 

Behörden oder über soziale Netzwerke wie Facebook hergestellt. 
 

 
Schwarzarbeit 
 

Schwarzarbeit unter Geflüchteten scheint sehr verbreitet zu sein. Vielen Geflüchteten sei 

nicht bewusst, dass diese Art der Arbeit illegal sei. Außerdem eine häufige 

Begleiterscheinung der illegalen Beschäftigung ist die Rechtlosigkeit als Schwarzarbeiter: In 

vielen Fällen bekamen Flüchtlinge nicht die vereinbarte Summe ausgezahlt.  
 
 

 
 

Sonstige Fälle  

Weitere vereinzelt genannte Beispiele sind Erfahrungen mit unnötigen Versicherungen oder 

nicht nachvollziehbare Abbuchungen vom Bankkonto.  

Ein weiterer Geflüchteter berichtet, er habe von einem Mitarbeiter einer Sicherheitsfirma 

einen vermeintlichen Arbeitsvertrag zum Unterschreiben vorgelegt bekommen. Stattdessen 

hätte es sich jedoch um eine Autoanmeldung gehandelt. 

 
Lehrerinnen und Ehrenamtliche berichteten außerdem, dass einige der Verträge, mit denen 

die Geflüchteten zu ihnen kommen, nicht vollständig seien (z. B. würden die Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen fehlen) und  Vertragsdetails  in einigen  der Verträge  nach  

Unterschreiben  zugunsten  des Händlers ohne Einverständnis des Kunden geändert wurden.  
 

Zwei Geflüchtete hätten ein Auto auf ihre Namen registrieren lassen, ohne dass es ihnen 

bewusst war. Einem wurde eingeredet, es handle sich um einen Arbeitsvertrag, dem anderen 

wurde erzählt, es handele sich um einen Mietvertrag, deshalb hatten sie ihre Personalien 

angegeben und unterschrieben. In zwei Fällen hätten Geflüchtete Automietverträge 

unterschrieben, die sich im Nachhinein als Kaufvertrag entpuppten.  

Es wurde von einer Aktion berichtet, bei der Geflüchtete zusammengetrommelt wurden mit 

der Ansage, ein deutscher Großspender spende 50 € an jeden Geflüchteten. Jeder 

Spendenempfänger musste dafür einige Formulare unterschreiben. Erst im Nachhinein stellte 

sich heraus, dass sich dabei um Anmeldung und Teilnahmebescheinigung für einen 

Sprachkurs handelte, den es nie gab.   
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4. Maßnahmen/2. Phase des Projektes 
 
 

Eine Maßnahme, die in der zweiten Phase des MANARAH-Projekts stattfinden soll, ist die 

Ausbildung von Geflüchteten als Multiplikatoren und Multiplikatorinnen.  

Diese sollen speziell für den Bereich Verbraucherschutz von Geflüchteten  geschult werden, 

um diese für ihre Verbraucherrechte und Verbraucherpflichten zu sensibilisieren.  

Auch auf die Gefahr des „Affinity Frauds“, bzw. des Vertrauensvorschusses an 

Geschäftemacher aus dem gleichen Kultur- und Sprachkreis sollen sie aufmerksam gemacht 

werden, ohne sie dabei generell misstrauisch gegenüber allen arabischsprachigen 

Berlinerinnen und Berliner zu machen.  
 

 
 
5. Ergebnisse der Fragebögen  
 
 
Diagramm 1: Von den 337 Befragten leben mehr als 83 % in einer Notunterkunft/ 

Erstaufnahmeeinrichtung oder in einem Heim. 

 
Diagramm 1: Unterkunft 
 
 
 
Diagramm 2: Mit 64,4% sind die meisten Befragten unter 36 Jahre alt, 34,1 % davon 

sind zwischen 18 und 25 Jahren alt und 30,3% sind zwischen 26 und 35 Jahren alt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Diagramm 2: Alter 
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Diagramm 3: Die Zielgruppe der Befragten waren arabischsprachige Geflüchtete,  

77,4 % von ihnen stammen aus Syrien. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

                                               
Diagramm 3: Herkunftsland 
 
 
Diagramm 4: Der Großteil der Befragten (84,3%) ist, bis zum Beginn der Befragung im 
 

März, innerhalb der vergangenen 12 Monate in Deutschland angekommen: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Diagramm 4: Ankunftsdatum 

 
 

 

Diagramm 5: 25,5 % der Geflüchteten verfügen über die allgemeine Hochschulreife und 

23,4% haben einen Hochschulabschluss.40 

 

 
 

Diagramm 5: Bildungsabschluss 
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Diagramm  6: Die  Mehrheit der Befragten (54,6%) verfügt über elementare 

Deutschkenntnisse (A1), 33,2% verfügen hingegen über keine Deutschkenntnisse. Nur 3,9% 

haben bisher ein Sprachniveau für selbständige Sprachverwendung erreicht (B1 und B2). 
 

 
Diagramm 6: Deutschkenntnisse 
 

 

Ungefähr die Hälfte der Befragten (50,4 %) gibt an, bisher in Deutschland Verträge 

abgeschlossen zu haben. 49,6% beantworten diese Frage mit „Nein“. Bei Gesprächen mit 

Geflüchteten und beim Ausfüllen der Fragebögen fiel jedoch auf, dass viele zwar sagen, sie 

hätten keine Verträge abgeschlossen, aber sie haben trotzdem Handys mit Prepaid- oder 

einer Vertragslaufzeit erworben. Vielen ist es also wahrscheinlich nicht bewusst, was Verträge 

im Detail sind und dass auch Prepaid- und Handykäufe bereits  Vertragsabschlüsse  sind.  

Somit ist davon  auszugehen, dass einige der 49,6% der Befragten, die geantwortet haben, 

sie hätten noch keine Verträge abgeschlossen, dies bereits unwissentlich getan haben. Vielen 

Befragten scheint die Definition eines Vertrages generell nicht bewusst zu sein. 
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Diagramm 7: Handyverträge scheinen demnach mit 46,7% die bisher am häufigsten 

abgeschlossene Vertragsart zu sein, gefolgt von Bankkonten, über die 33,6% der Befragten 

verfügen: 

 
 

Diagramm 7: Wenn ja, kreuzen Sie Zutreffende an. [Art der geschlossenen Verträge] 
 
 
 
 
 
Diagramm 8: Die meisten Verträge wurden in Geschäften abgeschlossen (84,7%), einige 

auch online (8,5%) und auf der Straße (6,8%). 

 

 
 

Diagramm 8: Wo haben Sie die Verträge abgeschlossen? 
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Diagramme 9 und 10: 84,8 % der Befragten würden jedoch keine Informationen über 

Produkte und Informationen in ihrer eigenen Muttersprache finden. Die Sprache der 

mündlichen Vertragsberatung sei mit 60% hingegen überwiegend auf Arabisch. 

31,4% der Beratung sei auf Deutsch und 11,4% der Beratung liefe auf Englisch ab. 

Die Sprache der schriftlichen Beratung und die Dokumente des Vertragsabschlusses 

seien jedoch zu 100% auf Deutsch: 

 
 

 
 

Diagramm 9: Sprache der mündlichen Beratung 
 

 
 
 

 
 
Diagramm 10: Sprache der schriftlichen Beratung 
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Diagramme 11 und 12: Nur 58,3 gaben an, beim Vertragsabschluss alles verstanden zu 

haben. 21,1% gaben an, den Ablauf des Vertragsprozesses mehr oder weniger verstanden zu 

haben, und 20,6% hätten beim Vertragsabschluss nicht alles verstanden. Problematisch ist 

es auch, wenn beim Vertragsabschlussprozess keine Zeit zum Nachdenken über die 

Vertragsbedingungen bleibt, sowie es bei Dreiviertel der Befragten zu sein scheint: 

 
 

 
 
 
 
Diagramm 11: Haben Sie beim Vertragsabschluss alles verstanden? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Diagramm 12: Wie viel Zeit hatten Sie zum Nachdenken über den Vertrag? 
 
 
 
39,7% geben an, bei einem Vertragsabschluss bereits betrogen worden zu sein.  

Die Betrugsarten beinhalten zu viel bezahlt zu haben oder für ein Produkt gezahlt zu 

haben, das die Vertragsabschließenden nicht bekommen haben, oder Rechnungen für nicht 

bestellte Produkte bekommen zu haben. 
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Diagramm 13: Bei der Frage danach, wie auf einen entdeckten Betrug reagiert wurde, haben 

76,2% geantwortet, das darauf nicht reagiert wurde. 12,7% hätten sich bei der Heimleitung 

beschwert, 9,5% hätten eine anderweitige Beratungsstelle aufgesucht, 3,2% hätten einen 

Anwalt eingeschaltet und nur 1,6% hätten Anzeige bei der Polizei erstattet: 
 

 
 
Diagramm 13: Wie haben Sie [auf Betrug] reagiert? 
 

 

Null Prozent hätten sich an die Verbraucherzentrale gewendet und nur 1,3% wüssten 

überhaupt, dass es eine Verbraucherzentrale gibt. In nur 27,1% der Fälle sei das Problem 

gelöst worden. Bereits gehört von Betrugsfällen hätten mehr als Zweidrittel der Befragten, 

78,6%. 
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Diagramm 14: Informationen über Produkte und Verträge würden 65,1% von Freunden 

bekommen, 23,5% würden die Informationen im Internet finden und 20% würden direkt durch 

den Verkäufer oder die Verkäuferin informiert werden. 
 

 
 
Diagramm 14: Wenn Sie Informationen über Produkte oder Verträge brauchen, woher bekommen Sie die? 
 

 

 

Diagramm 15: Mehr als die Hälfte (58,8%) der Befragten sehen in 

Aufklärungsveranstaltungen auf Arabisch und Fachberatungen auf Arabisch eine 

Möglichkeit, Betrug an Geflüchteten zu vermeiden: 

 
 

 
 

Diagramm 15: Wie könnte man aus Ihrer Sicht Betrug an Flüchtlingen vermeiden? 
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Diagramm 16: 87% der Befragten möchten u.a. durch das Internet, Facebook und 
 

„Social Media“ über aktuelle Verbraucherschutzthemen informiert werden. 
 

 
 
Diagramm 16: Wie möchten Sie informiert werden über aktuelle Verbraucherschutz-Themen? 
 
 
 
Diagramme 17: Vorabinformationen, die ungefähr die Hälfte aller Befragten vor dem 

Abschließen eines Vertrags für wichtig halten, sind die Vertragslaufzeit, Informationen 

über das Produkt und die Serviceleistung, das Widerrufsrecht, den Preis und die 

Zahlungsart. 
 

 
 
Diagramm 17: Welche Information brauchen Sie, um einen Vertrag abzuschließen? 

 
  
 
 


